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A N F R A G E von Davide Loss (SP, Adliswil) 
 
 
betreffend Sicherstellung der gerichtlichen Unabhängigkeit der Bezirksräte im Bereich 

des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 
________________________________________________________________________ 
 
Der Kantonrat hat am 25. Juni 2012 das EG KESR ZH verabschiedet und in dessen § 63 
Abs. 1 die Bezirksräte als erstinstanzliche Beschwerdeinstanz im Bereich des Kindes- und 
Erwachsenenschutzrechts eingesetzt. 
 

Gegen diese Bestimmung wurden zwei Beschwerden in öffentlich-rechtlichen Angelegenhei-
ten beim Bundesgericht erhoben mit dem Antrag, die genannte Bestimmung sei aufzuheben. 
Mit Urteil 5C_2/2012 vom 17. Dezember 2012 und Urteil 5C_1/2012 vom 18. Januar 2013 
wurden die Beschwerden abgewiesen, soweit darauf eingetreten wurde. Das Bundesgericht 
attestierte den Bezirksräten gerichtliche Unabhängigkeit. 
 

Der Bezirksrat Zürich hat mit Beschluss vom 17. Januar 2013 beschlossen, Beschwerden 
nach § 63 Abs. 1 EG KESR ZH (wie nach altem Recht) in Fünferbesetzung zu behandeln, 
weil beim Erlass von § 63 Abs. 1 EG KESR ZH ein Versehen des Gesetzgebers vorliege, da 
dieser nicht bedacht habe, dass die Bezirksräte Zürich und Winterthur – im Unterschied zu 
den übrigen Bezirksräten – jeweils fünf Mitglieder hätten. Mit Schreiben vom 24. Januar 2013 
teilte der Vorsteher der Direktion der Justiz und des Innern des Kantons Zürich dem Bezirks-
rat Zürich offenbar mit, dass beim Erlass von § 63 Abs. 1 EG KESR ZH kein gesetzgeberi-
sches Versehen vorliege; der Bezirksrat Zürich sei gehalten, Beschwerden im Bereich des 
Kindes- und Erwachsenenschutzrechts – entsprechend dem Wortlaut des Gesetzes – in 
Dreierbesetzung zu fällen. Mit Beschluss vom 31. Januar 2013 entschied der Bezirksrat Zü-
rich – offenbar unter dem Druck des Regierungsrates – Beschwerden nach § 63 Abs. 1 EG 
KESR ZH inskünftig in Dreierbesetzung zu fällen. 
 

Zur gerichtlichen Unabhängigkeit gilt auch die sogenannte organisatorische Unabhängigkeit. 
Gerichte im materiellen Sinn dürfen namentlich nicht von Weisungen von anderen vorgesetz-
ten Behörden abhängen, die den Anschein der Befangenheit und die Gefahr der Voreinge-
nommenheit erwecken könnten. Zur gerichtlichen Unabhängigkeit gilt ferner auch die Bildung 
des Spruchkörpers. 
 

Unter dem Gesichtswinkel der Gewaltenteilung und der vom Bundesgericht attestierten ge-
richtlichen Unabhängigkeit der Bezirksräte erscheint eine Einmischung der Regierung in die 
Bildung des Spruchkörpers der Bezirksräte höchst fragwürdig. Die Frage, wie der Spruch-
körper richtigerweise zu bilden ist, ist eine Rechtsfrage, die von den übergeordneten Instan-
zen und nicht von der Regierung zu klären ist. Die Einmischung des Regierungsrates in die 
interne Organisation der Bezirksräte lassen Zweifel an deren gerichtlichen Unabhängigkeit 
aufkommen. 
 

In diesem Zusammenhang bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden 
Fragen: 
 

1. Wie rechtfertigt der Regierungsrat die Einmischung in die Bildung des Spruchkörpers 
der Bezirksräte? 

 

2. Teilt der Regierungsrat die Ansicht, dass eine solche Einmischung unter dem Ge-
sichtswinkel der Gewaltenteilung höchst problematisch ist? 

 

3. Wie will der Regierungsrat die organisatorische Unabhängigkeit der Bezirksräte in Zu-
kunft sicherstellen? Sieht er Handlungsbedarf im Bereich der Aufsichtstätigkeit? 
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